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Kommunen als Sichere Häfen - Kommunen als Sichere Häfen - 
Erfahrungen und PerspektivenErfahrungen und Perspektiven  
Tageskonferenz am Dienstag, 18. November 
2025 in Frankfurt am Main 

Von 11:00 bis 17:00 Uhr im StadtRaum, 
Mainzer Landstraße 293 

Liebe Freundinnen und Freunde,

angesichts eines anhaltenden Rechtsrucks in Politik und Gesellschaft stehen die Rechte 
von Geflüchteten zunehmend unter Druck. Vor diesem Hintergrund laden Seebrücke 
Frankfurt, Hessischer Flüchtlingsrat, Allianz for Refugees in Libya Offenbach, kein mensch
ist illegal Hanau mit Unterstützung des Dezernat II der Stadt Frankfurt ein. Wir wollen 
einen Raum des Austauschs schaffen, in dem zivilgesellschaftliche und kommunale 
Akteur:innen gemeinsam ihre Handlungsmöglichkeiten reflektieren. Der Titel „Sichere 
Häfen“ ist insofern als übergreifende Chiffre für eine offene und solidarische Gesellschaft 
gemeint. 

Das steht auf der Agenda:Das steht auf der Agenda:

11:00 bis 11:15 Begrüßung durch Bürgermeisterin Dr. Nargess Eskandari-Grünberg 
und kurze Einführung zur Konferenz 

11:15 bis 12:30: Drei Impulse und jeweils kurze Diskussionen:

-1- Zusammenarbeit/Patenschaften zwischen Kommunen und zivilen 
Seenotrettungsschiffen - Gordon Isler, Sea Eye 

-2- Aufnahme statt Abschottung - Marta Castro, Moving Cities -

-3- Bleibe-Perspektiven statt Abschiebung - Milena Löbcke, Stadträtin 
Wiesbaden 

12:30 bis 13:30 Mittagessen 

13:30 bis 15:30: Drei parallele Arbeitsgruppen zu den drei obengenannten Themen/ 
Impulsen 

15:30 bis 16:00 Kaffee-Pause 

16.00 bis 17:00 Zusammentragen der Ergebnisse, Vorstellung einer 
kommunalpolitischen Erklärung 

Mit Unterstützung des Dezernat II (Diversität, Antidiskriminierung und gesellschaftlicher 
Zusammenhalt) der Stadt Frankfurt 

Kontakt und Anmeldung: konferenz@seebruecke-frankfurt.de

Vorstellung eines Aufrufs aus den Kommunen Vorstellung eines Aufrufs aus den Kommunen 
an die Bundesregierung:an die Bundesregierung:
Migration als Chance begreifen!Migration als Chance begreifen!
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Aufruf aus den Kommunen an die Bundesregierung: 
Migration als Chance begreifen! 
 

Wir, Bürgermeister:innen , Dezernent:innen  oder Stadträt:innen deutscher Städte 
und Gemeinden, erleben täglich die Realität von Flucht und Migration. Menschen, 
die zu uns kommen, stärken unsere Städte und Gemeinden kulturell, sozial und 
wirtschaftlich. Wir appellieren  an die Bundesregierung, Flucht und Migration als 
große Chance für die Zukunft unseres Landes zu sehen. Wir sind Sichere Häfen 
und wir fordern, dass unsere Arbeit durch eine vernünftige und menschliche Flucht- 
und Migrationspolitik unterstützt wird. 

 

Wir fordern: 

• Verlässliche Finanzierung: Wir brauchen eine solide, dauerhafte 
finanzielle Unterstützung vom Bund, um die Aufnahme und Integration von 
Geflüchteten nachhaltig zu gestalten.  

• Schnellere Integration in den Arbeitsmarkt: Geflüchtete müssen so 
schnell wie möglich arbeiten dürfen. Wir fordern die umgehende Erteilung 
von Arbeitserlaubnissen, eine unbürokratische Anerkennung von 
Qualifikationen und eine Abschaffung von Arbeitsverboten. 

• Effizientere Behörden: Die Ausländerbehörden müssen personell und 
digital gestärkt werden, um Anträge zügiger zu bearbeiten. Wir benötigen 
mehr eigene Entscheidungsspielräume, um die Prozesse zu beschleunigen. 

• Menschenrechte schützen: Wir fordern faire Asylverfahren und einen 
besonderen Schutz für vulnerable Gruppen wie Kinder und traumatisierte 
Menschen. Das Wohl der Familie und die Einhaltung der Menschenrechte 
müssen oberste Priorität haben. Wir appellieren an die Bundesregierung 
Aufnahmeprogramme fortzusetzen und legale Wege zu öffnen. 

• Wohnraum und faire Verteilung: Es braucht dringend einen Schub im 
sozialen Wohnungsbau, damit alle Menschen mit geringem Einkommen eine 
Wohnung finden. Die Verteilung der Geflüchteten soll besser koordiniert 



werden, um den Kapazitäten der Kommunen gerecht zu werden. Dazu 
gehört auch, die Residenzpflicht zu lockern.  

• Bleiberecht für Geduldete: Menschen, die seit Jahren in Deutschland 
leben, hier arbeiten und integriert sind, sollen eine dauerhafte 
Bleibeperspektive erhalten. Ein „Spurwechsel“ aus der Duldung in ein 
dauerhaftes Aufenthaltsrecht muss ermöglicht werden. Abschiebungen in 
unsichere Situationen lehnen wir ab. Hier aufwachsende Kinder und 
Jugendliche brauchen eine Perspektive in Deutschland. 

• Stärkung der Zivilgesellschaft: Ehrenamtliche Helfer und Initiativen sind 
das Rückgrat unseres sozialen Zusammenhalts. Sie brauchen Schutz vor 
Diffamierung und müssen finanziell unterstützt werden. 

Wir stehen geschlossen für eine lebendige Demokratie, für Menschlichkeit und für 
ein offenes, solidarisches Deutschland. Wir sind bereit, unsere Rolle aktiv zu 
gestalten und erwarten von der Bundesregierung eine Politik, die die Integration 
als Investition in unsere gemeinsame Zukunft versteht. 

 

Rückmeldungen bitte bis zum 3.12.2025 an buergermeisterin@stadt-frankfurt.de.  

 
Der Aufruf soll von der Bürgermeisterin der Stadt Frankfurt, Frau Dr. Eskandari-
Grünberg, zum Tag der Menschenrechte am 10. Dezember veröffentlicht werden.  Es 
ist ein Aufruf an die Bundesregierung aus Sicht der Kommunen anders auf das 
Thema Migration zu blicken, als dies momentan der Fall ist.

 Wir suchen nun  Bürgermeister:innen , Dezernent:innen oder Stadträt:innen 
deutscher Städte und Gemeinden die diesen Aufruf namentlich und persönlich mit 
unterstützen. Rückmeldungen bitte bis zum 3.12.2025 an buergermeisterin@stadt-
frankfurt.de.

Bitte meldet Euch zur Konferenz an und  sprecht persönlich  weitere 
Kommunalpolitikerinnen und --politiker an. Es wäre schön bis Dezember viele 
Menschen aus Städten und Gemeinden zu haben, die den Aufruf mittragen.
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